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Einsatzbetreuung der DPolG in Halle (Saale) zur 
Einheitsfeier zum Tag der Deutschen Einheit
Am 3. Oktober 2021 fand in Halle (Saale) die Ein-
heitsfeier zum Tag der Deutschen Einheit statt. 
Natürlich wurde diese Feier von einem Großauf-
gebot der Polizei begleitet. Dabei waren nicht nur 
Polizistinnen und Polizisten aus Sachsen-Anhalt 
im Einsatz. Nein, auch aus anderen Bundesländern 
kamen viele engagierte Kolleginnen und Kollegen 
zum Einsatz. Dies war für uns der Anlass, eine 
 Einsatzbetreuung für den 3. Oktober auf die Beine 
zu stellen. Unterstützt wurden wir bei der Vorbe-
reitung und Durchführung von der DPolG der 
Bundespolizeigewerkschaft. 

Sodann fuhren der 1. stellver-
tretende Landesvorsitzende 
Norman Kubbe in Begleitung 
seiner Ehefrau Ines, die stell-
vertretenden Landesvorsitzen-
den Anja Ackermann sowie 
 Michael Scheel nach Halle 
(Saale), um die Einsatzbetreu-
ung zu übernehmen. Als Erstes 
gab es ein Treffen mit den Kol-
leginnen und Kollegen der 
DPolG Bundespolizeigewerk-
schaft. Hier wurden erste Ab-
sprachen getroffen. An dieser 
Stelle ein großes „Danke“ für 
die tolle Vorbereitung!

Da sowohl der Kaffee und der 
Kakao bereits von einem Team 

von Kollegen und Mitgliedern 
vorbereitet waren, machten 
wir uns unverzüglich auf den 
Weg. Bei unserer ersten Anlauf-
stelle angekommen, kamen 
wir auch erst wieder weg, als 
der Kaffee und vor  allem der 
Kakao (natürlich mit Schlag-
sahne und Schokostreusel) aus-
gegeben waren. Hier kamen 
die ersten Gespräche mit Kolle-
ginnen und Kollegen der Ein-
satzabschnitte Verkehr und des 
Raumschutzes zustande. Als 
Dankeschön gab es auch noch 
einen „DPolG-Danke-Beutel“ 
mit allerhand Nützlichem. Die 
Gespräche waren vor allem 
 positiv. Es gab auch an uns ein 
„Dankeschön“. Die negativen 
Dinge wurden ebenfalls von 
uns mit aufgenommen und 
werden an den Stellen ange-
bracht, wo sie hingehören. 

Natürlich haben wir die Kol-
leginnen und Kollegen aus 
den anderen Bundesländern 
nicht außen vor gelassen, 
welche die Aufmerksamkei-
ten und die Wertschätzung 
kaum fassen konnten und es 
dankbar annahmen. 

Nachdem die erste Runde 
vollbracht war, „tankten“ wir 
wieder Kaffee und Kakao 
auf, um weitere Einsatzkräf-
te zu bedienen. Mittlerweile 
war auch der Bundesvor-
sitzende der DPolG, Reiner 
Wendt, in Halle (Saale) ein-
getroffen. Wir nutzten diese 
Gelegenheit für einen kur-
zen Austausch. Dann ging es 
aber wieder los. Der nächste 
Punkt wurde angefahren 
und es gab wieder ein groß-
artiges Echo.

So verging die Zeit wie im Flug. 
Zum Schluss unterstützten wir 
die Kollegen der DPolG Bun-
despolizeigewerkschaft. Zum 
Abschluss fanden wir uns 
nochmals zusammen und zo-
gen im Ganzen ein positives 
Fazit. Die vielen offenen und 
freundlichen Gespräche, so 
mein persönlicher Eindruck, 
brachte allen sehr viel. Es muss 
aber auch festgestellt werden, 
dass wir nicht jede Kollegin 
oder jeden Kollegen erreichen 
konnten, was mit dem hohen 
Kräfteansatz, aber auch mit 
den teilweise unzugänglichen 
Einsatzorten, zu tun hatte. 

Daher noch mal an dieser 
 Stelle unser herzliches 
 „DANKE“ für den Einsatz  
am 3. Oktober 2021.

Norman Kubbe
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Geschenkpakete für Kinder in der Adventszeit – 
DPolG Sachsen-Anhalt unterstützt diese Aktion der Tafel
Auch in diesem Advent hat die 
Tafel im Burgenlandkreis sich 
mit einem Aufruf an die Bürger 
gewandt, Menschen zu unter-
stützen, die die Hilfe der Tafel 
benötigen. Die DPolG beabsich-
tigt diese Spendenaktion zu un-
terstützen. Unser gemeinsames 
Ziel ist es, sozial bedürftigen 
Kindern mit den gespendeten 
Geschenkboxen eine Freude in 
der Vorweihnachtszeit zu ma-
chen. 

Koordiniert wird die Spendenak-
tion vom Verein Tafel Naumburg 
durch dessen Vorsitzenden 
 Mathias Gröbner. „Zur Besin-
nung auf das Wesentliche im 
Leben ist gerade die Advents- 
und Weihnachtszeit sehr we-
sentlich. Dies gilt insbesondere 
für Kinder, für die diese Zeit 
 etwas ganz Besonderes ist“, 
sagte Olaf Sendel, der Landes-
vorsitzende der DPolG. 

Wir bitten euch, diese Spenden-
aktion zu unterstützen. Benö-
tigt werden Geschenke für Kin-

der jeden Alters. Eure Spenden 
werden zentral in unserer Lan-
desgeschäftsstelle in Magde-
burg (Telefon: 0391.5067492) 
gesammelt, um sie dort zu 
 verpacken. Es ist geplant, 
die Geschenke Anfang 
 Dezember an die Tafel  
zu übergeben.

Wir bedanken uns  
vorab für eure  
Unterstützung.

Aktuelle Rechtsprechung
Hier: Urteile des Bundessozial-
gerichtes vom 9. Dezember 
2020 (Az.: B 5 RS 1/20 R und 
B 5 RS 3/20 R) zur Berücksichti-
gung des an die ehemaligen 
Angehörigen der Deutschen 
Volkspolizei, der Organe der 
Feuerwehr und der Justiz der 
DDR gezahlten Verpflegungs- 
und Bekleidungsgelds als 
 Arbeitsentgelt nach dem An-
spruchs- und Anwartschafts-
überführungsgesetz (AAÜG)

Aufgrund des Urteils des Lan-
dessozialgerichts vom 27. April 
2017, L 1 RS 3/15, hat das Land 
Sachsen-Anhalt seit November 
2017 das den ehemaligen An-
gehörigen der Deutschen 
Volkspolizei, der Organe der 
Feuerwehr und der Justiz ge-

währte Verpflegungs- und Be-
kleidungsgeld als Arbeitsent-
gelt im Sinne von § 6 Abs. 1 
Satz 1 AAÜG anerkannt. Seit-
dem sollen mehrere Tausend 
Änderungsbescheide erlassen 
und manche Überprüfungsan-
träge noch nicht bearbeitet 
worden sein.

In Vorinstanzen vor den 
 Sozialgerichten in Sachsen 
und Thüringen wurden meh-
rere Verfahren geführt. Mit 
den Urteilen vom 9. Dezem-
ber 2020 hat das Bundes-
sozialgericht in vier Verfah-
ren entschieden. Demnach 
handelt es sich bei dem den 
ehemaligen Angehörigen der 
Volkspolizei der DDR ge-

währten Verpflegungs- 
und Bekleidungsgeld 

nicht um Arbeits-
entgelt im Sinne 
von § 6 Abs. 1 

Satz 1 
AAÜG.

Urteilsbegründungen für 
zwei der Verfahren sind zu-
gänglich. Laut diesen ist das 
Verpflegungs- und das Be-
kleidungsgeld nicht dem 
Arbeitsentgelt im Sinne des 
AAÜG hinzuzurechnen, da 
beide Zahlungen als laufen-
de Seite 1 Einnahmen zu-
sätzlich zu Löhnen oder 
 Gehältern gewährt wurden 
und nach dem am 1. August 
1991 geltenden Steuerrecht 
lohnsteuerfrei waren.  
Diese von den Obergerich-
ten bisher unterschiedlich 
entschiedene Frage ist für 
das Sonderversorgungs-
system der Volkspolizei 

 damit höchstrichter-
lich ent-

schieden.
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dbb sachsen-anhalt

Positionen zum Koalitionsvertrag –  
der öffentliche Dienst findet wenig Beachtung (Teil 1)

CDU, SPD und FDP haben gut drei Monate nach der Landtagswahl endgültig ihr gemeinsames 
 Bündnis für die kommenden fünf Jahre besiegelt. Die Vorsitzenden Sven Schulze (CDU), Juliane 
 Kleemann und Andreas Schmidt (SPD) sowie Lydia Hüskens (FDP) haben in Anwesenheit des 
 amtierenden Ministerpräsidenten Reiner Haseloff (CDU) am 13. September 2021 im Landtag  
den Koalitionsvertrag unterzeichnet.  

Am 16. September 2021 wurde 
Reiner Haseloff erneut zum 
neuen Ministerpräsidenten 
des Landes Sachsen-Anhalt 
 gewählt. Am selben Tag er-
folgte auch die Ernennung der 
Ministerinnen und Minister 
der neuen Landesregierung 
von Sachsen-Anhalt. 

Zum Koalitionsvertrag erklärt 
der Landesvorsitzende des 
dbb, Wolfgang Ladebeck: „Den 
 öffentlichen Dienst in den 
nächsten fünf Jahren mit mehr 
Personal, mit der Verbesse-
rung der Arbeitszeitgestal-
tung, der Digitalisierung der 
Landesverwaltung, mit der 
Beibehaltung des Homeoffice 
und einer attraktiven Vergü-
tung und Besoldung attrakti-
ver, moderner und leistungs-
fähiger zu gestalten, sind 
richtige Feststellungen im 
 Koalitionsvertrag. Aber die Lö-
sungsansätze sind uns nicht 
konkret genug.“ Es bleibe da-
her abzuwarten, wie die Fest-
stellungen tatsächlich umge-
setzt werden. „Wir werden 
jede Maßnahme und jedes Ge-
setz genau unter die Lupe neh-
men“, so Ladebeck. Er sicherte 
eine konstruktive Mitarbeit 
zur Umsetzung des gemeinsa-
men Ziels „Steigerung der At-
traktivität des öffentlichen 
Dienstes“ zu. „Wir begrüßen 
ausdrücklich, dass einige kon-
krete Forderungen des dbb 
sachsen-anhalt in den Koaliti-
onsvertrag aufgenommen 
wurden“, so Ladebeck weiter. 

 < Mehr Personal für  
die  allgemeine und  
Fachverwaltung 

Die Koalitionäre stellen im 
 Koalitionsvertrag fest, dass 
das Rückgrat des öffentlichen 
Dienstes sein Personal ist. 
 Allerdings wird dies im vorlie-

genden Koalitionsvertrag nicht 
für alle Bereiche der Landes-
verwaltung deutlich. „Dass in 
der Polizei in den nächsten 
fünf Jahren die Stellen im Poli-
zeivollzug auf 7 000 und in der 
Polizeiverwaltung auf 1 100 
Stellen erhöht und auch mehr 
Lehrer eingestellt werden sol-
len, sei ein richtiges und wich-
tiges Signal“, betont Ladebeck. 
Auch die Stärkung der Justiz 
insgesamt im Koalitionsver-

trag fest zu verankern, sei 
 begrüßenswert. Dies betreffe 
sowohl die Personalstärke wie 
auch die technische und bau-
liche Ausstattung der Justiz 
in Sachsen-Anhalt. Ein wesent-
licher Eckpunkt stelle dabei das 
bestehende Feinkonzept für 
die Justiz dar. 

Der dbb sachsen-anhalt forde-
re aber auch mehr Personal für 
die allgemeine und Fachver-
waltung, um die Leistungsfä-
higkeit der öffentlichen Ver-
waltung in Sachsen-Anhalt 
sicherzustellen. Die Ansprüche 
der Bürgerinnen und Bürger an 
einem gut funktionierenden 
Staat können nur erfüllt wer-
den, wenn genügend und vor 
allem auch motiviertes Perso-
nal zur Verfügung stehe. 

Eine jahrelange Forderung des 
dbb sachsen-anhalt, den Jus-
tizwachtmeisterdienst zu re-
formieren, soll laut Koalitions-
vertrag umgesetzt werden. 
Dazu soll die Überführung des 
einfachen Justizdienstes in den 
mittleren Justizdienst, die Ein-
führung einer zweijährigen 
Ausbildung, die Einbeziehung 
in die Arbeit mit der elektroni-
schen Akte und die Aufsto-
ckung der Beförderungsmög-
lichkeiten angestrebt werden. 

 < Allgemeine Stellenzulage 

Laut Koalitionsvertrag soll zur 
Abgeltung der gestiegenen 
Anforderungen und der er-
höhten Belastungen der Be-
diensteten im Justizvollzug 
die Stellenzulage im Justizvoll-
zug zum 1. Januar 2023 um 
20 Prozent erhöht werden. 
Mit Blick auf die Steigerung 
der Attraktivität des Polizeibe-
rufes im Ländervergleich wer-
de die Polizeizulage ab dem 
1. Januar 2023 um 20 Prozent 
erhöht. Aus Sicht des dbb, 
müsse auch die allgemeine 
Stellenzulage für alle Beam-
tinnen und Beamten erhöht 
werden, um den derzeitigen 
Anforderungen des täglichen 
Dienstes gerecht zu werden 
und die Attraktivität der öf-
fentlichen Verwaltung im Län-
dervergleich herzustellen. 

Wolfgang Ladebeck 

 (Fortsetzung folgt)
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Freistellung für 
Impfungen gegen  
das Coronavirus 
SARS-CoV-2  
während der 
Arbeitszeit
Durch das Ministerium der  
Finanzen des Landes Sachsen- 
Anhalt wurde im September  
2021 Folgendes mitgeteilt:

„Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverord-
nung (Corona-ArbSchV) hat 
der Arbeitgeber die Verpflich-
tung, den Beschäftigten eine 
Schutzimpfung gegen das 
Corona virus SARS-CoV-2 auch 
während der Arbeitszeit zu 
ermöglichen.

Die SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-
verordnung wurde auf der 
Grundlage des § 18 Abs. 3 
 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 
erlassen. Beamtinnen und 
Beamte sind gemäß § 2 Abs. 2 
Nr. 4 ArbSchG Beschäftigte im 
Sinne des ArbSchG. 

Für Beamtinnen und Beamte 
ist dies ein Freistellungstatbe-
stand unter Fortzahlung der 
Besoldung, der nicht in der 

Verordnung über die Arbeits-
zeit der Beamtinnen und 
Beamten (Arbeitszeitverord-
nung – ArbZVO) oder in der 
Verordnung über den Urlaub 
der Beamten im Land Sachsen-
Anhalt (UrIVO LSA) geregelt ist, 
sondern darüber hinausgeht. Er 
betrifft nur eigene Impfungen 
von Beamtinnen und Beamten 
während der Dienstzeit (für die 
notwendige Dauer der Imp-
fung und die Wegezeiten) vom 
10. September 2021 (Inkraft-
treten) bis zur Aufhebung der 
Feststellung der epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite 
durch den Bundestag.

Bedienstete (Beamtinnen 
und Beamte sowie Tarifbe-
schäftigte), welche die Mög-
lichkeit einer Schutzimpfung 

gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 während der Arbeits-
zeit in Anspruch nehmen, 
sind verpflichtet, den dafür 
benötigten zeitlichen Auf-
wand so gering wie möglich 
zu halten. Unter Verweis auf 
die Begründung des Verord-
nungsgebers zu § 5 Abs. 1 
Satz 1 SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzverordnung sind in die-
sem Zusammenhang maxi-
mal 90 Minuten als Richtwert 
anzusetzen. Zur Anrechnung 
auf die Arbeitszeit sind die 
Wahrnehmung eines Impf-
termins gegen den Coronavi-
rus SARS-CoV-2 nachzuwei-
sen und die Wegezeiten 
glaubhaft zu machen.

Nicht davon gedeckt sind 
Impfungen vor dem Stichtag 

des Inkrafttretens oder zu 
Zeiten, an denen die Beamtin 
oder der Beamte keinen 
Dienst zu verrichten hat (zum 
Beispiel in der Regel am Wo-
chenende oder an gesetzli-
chen Feiertagen) oder die Be-
gleitung zu Impfungen von 
anderen Personen (zum Bei-
spiel Kindern).

Für die Tarifbeschäftigten 
gelten die vorstehenden Aus-
führungen entsprechend mit 
der Maßgabe, dass diesen Ar-
beitsbefreiung unter Fortzah-
lung des Entgelts nach Maß-
gabe des § 29 Abs. 6 TV-L 
gewährt wird.“

Quelle: Schreiben des Ministeri-
ums der Finanzen Sachsen- 

Anhalt vom 9. September 2021
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